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Gerichtssimulationen als Instrument zur 
Vermittlung von Recht an juristische Laien 

Angela Schwerdtfeger & Franziska Berg 

Im Rahmen des Projektes „Politik und Recht erleben, Zukunft mitgestalten“ haben 
wir mit den Teilnehmer*innen eine Gerichtsverhandlung zum Windenergieausbau 
simuliert. Der Beitrag stellt diesen Projetteil näher vor und erläutert die Konzeption 
der einführenden Veranstaltungen wie auch der Verhandlung selbst. Im Mittelpunkt 
steht die Frage, welchen Beitrag Gerichtssimulationen dazu leisten können, juristi-
schen Laien ein Grundverständnis für Recht und juristische Arbeitsweise zu ver-
mitteln. Besonders eingegangen wird zum einen auf Unterschiede dieser Simulation 
zu „klassischen“ Moot Courts, wie sie zunehmend im Rahmen der universitären 
Ausbildung von Jurist*innen eine Rolle spielen. Zum anderen machen wir auf Un-
terschiede zu der in diesem Projekt ebenfalls durchgeführten Simulation einer Ver-
handlung im EU-Ministerrat aufmerksam.  

 
 Wir danken den studentischen Projekthilfskräften Anneke Borcherding, Nikolina Domazet, Nils 
Hanne und Max Hinz für ihre Unterstützung (auch) beim Moot Court und ihre Zuarbeit zu diesem 
Beitrag. Darüber hinaus danken wir Lucas Alheid, Maximilian Römer und Victoria Schiedeck, die 
uns ebenfalls bei der Vorbereitung und Durchführung der simulierten Gerichtsverhandlung unter-
stützt haben. 
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Die Ausgangssituation 

Dass das Recht von juristischen Laien als kompliziert wahrgenommen wird und 
oftmals wenig konkrete Vorstellungen davon bestehen, wie Gerichte eigentlich ar-
beiten, zeichnete sich gleich zu Beginn unseres Projektes ab. In einer vorab durch-
geführten Evaluation stimmten 93 % der Teilnehmer*innen der Aussage zu bzw. 
eher zu, dass Gesetzestexte für Laien schwer verständlich sind.1 

 

 
Abb. 1: Einschätzung der Teilnehmer*innen zur Verständlichkeit von Gesetzestexten vor der Gerichtssi-
mulation 

Bei einer ersten Sammlung von Vorstellungen der Projektteilnehmer*innen zu den 
„Leitbegriffen“ des Projektes fanden sich an der Stellwand zu „Recht“ Assoziatio-
nen wie „kompliziert“, „komplex“, „unverständlich“, „oft nicht nachvollziehbar“, 
„unkalkulierbar“, „unflexibel“ und „langwierig“. Genannt wurden aber auch die 
große Bedeutung des Rechts für ein geordnetes Zusammenleben und der Begriff 
der „Abwägung“. An der Stellwand zur „deutschen Gerichtsbarkeit“ sah es ähnlich 
aus. Ein*e Teilnehmer*in fasste zusammen, dass der Gruppe recht wenig eingefal-
len sei, weil viele keine genaue Vorstellung zum Ablauf eines Gerichtsverfahrens 
und der Arbeitsweise eines Gerichts hätten. Die angepinnten Assoziationen spie-
geln dies wider: Die Adjektive „kompliziert“ und „komplex“ fanden sich hier 
ebenso wie schon an der Stellwand zu „Recht“; weitere waren „langsam“, „z.T. un-
durchsichtig“, „schwer verständlich“ und das Stichwort „Rechtssprache“. 

Auf die Gründe, warum Recht als kompliziert und Gesetze als schwer verständ-
lich wahrgenommen werden, gehen wir im Impulspapier (Thesen 4 und 5, S. 22 ff.) 

 
1 Dieses Ergebnis deckt sich in weiten Teilen mit dem Ergebnis einer von der Bundesregierung im 
Jahr 2019 veröffentlichten Erhebung: Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (2019), 
S. 18 f., abrufbar unter: https://www.bundesregierung.de/breg-de/weitere-themen/rechtverstaend-
lich-machen-317120 (zuletzt abgerufen am 28.7.2023). 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/weitere-themen/rechtverstaendlich-machen-317120
https://www.bundesregierung.de/breg-de/weitere-themen/rechtverstaendlich-machen-317120
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näher ein und stellen Lösungsvorschläge vor, die gemeinsam mit den Teilneh-
mer*innen im Projektverlauf entwickelt wurden. Neben der hohen Komplexität der 
zu regelnden Lebenssachverhalte sowie der Funktion von Gesetzen, einen Aus-
gleich zwischen oftmals gegenläufigen Interessen zu schaffen, ist insbesondere die 
nur geringe Vorbildung juristischer Laien zu unserem Rechtssystem eine Ursache. 

Recht erleben in Gerichtssimulationen 

Hier können Gerichtssimulationen, wie die in unserem Projekt durchgeführte, ein 
niedrigschwelliges Angebot für juristische Laien darstellen, um Grundkenntnisse 
zum Umgang mit Recht zu erwerben und erste Erfahrungen mit der juristischen 
Arbeitsweise zu sammeln.  

In der universitären Ausbildung von Jurist*innen haben sich sog. Moot Courts 
mittlerweile etabliert (Lorenzmeier/Indlekofer (2010), S. 574 ff.; die verpflichtende 
Teilnahme an mindestens einem, zumindest universitätsinternen Moot Court for-
dert Breidenbach (2020), S. 2864). Auf den Wert von Simulationsveranstaltungen 
für die Hochschullehre und darüber hinaus weist bereits der Beitrag von Fink et al. 
in diesem Band (S. 49 ff.) hin. Die Vorteile und Lernaspekte – motivationale Ef-
fekte, tieferes Verständnis von komplexen Konzepten, Einnehmen einer anderen 
Perspektive – gelten auch für Simulationen von Gerichtsverfahren (s. dazu auch 
Griebel/Sabanogullari (2011), S. 18–24). 

Die Aufgabe, eine Gerichtssimulation für juristische Laien zu konzipieren, 
bringt besondere Herausforderungen mit sich, vor denen auch wir in unserem Pro-
jekt standen. Es war zwar möglich, sich bis zu einem gewissen Grad an dem Ablauf 
und der Konzeption von Moot Courts für Jurastudierende zu orientieren. Unser 
Blick war aber vor allem darauf gerichtet, wie Menschen ohne juristische Vorkennt-
nisse ein Gerichtsverfahren möglichst realitätsnah und zugleich gewinnbringend er-
leben können. Während zudem bei universitären Moot Courts der Erwerb von 
Schlüsselqualifikationen wie Rhetorik und Argumentationsfähigkeit ein wesentli-
ches Ziel darstellt (Griebel/Sabanogullari (2011), S. 50 ff., 79 ff.), konnten wir die-
sen Aspekten in der Vorbereitung unserer Gerichtssimulation keine besondere Auf-
merksamkeit widmen. Unsere Gerichtssimulation für juristische Laien verfolgte 
schwerpunktmäßig ein anderes Ziel: Den Teilnehmer*innen sollten durch die Si-
mulation die Potentiale, aber auch Grenzen von Recht und Gerichtsverfahren nä-
hergebracht werden. 

Auf dieser Grundlage gingen wir für die Konzeption der Gerichtssimulation 
von folgenden Fragen aus: Welche Besonderheiten zeichnen Recht und Gerichts-
verfahren aus? Welche konkreten Erkenntnisse wollen wir vermitteln? Zum einen 
waren dies die Grundsätze unseres Rechtsstaates, wie die Bindung von Richter*in-
nen an Recht und Gesetz (Art. 20 Abs. 3 Grundgesetz (GG); s. hierzu auch den 
Beitrag von Nusser in diesem Band, S. 109 ff.), die Bedeutung von Gesetzen als 
allgemeinverbindliche Regelungen abstrakter Sachverhalte, die unterschiedlichen 
Funktionen von Legislative, Exekutive und Judikative (Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG), der 
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Prüfungsmaßstab von Gerichten und der Grundsatz richterlicher Unabhängigkeit 
(Art. 97 GG) (vgl. beispielsweise Antoni (2022), Rn. 10, 15). 

Zum anderen sollte ein Grundverständnis von dem Verfahren als solchem 
geschaffen werden, von seiner Befriedungsfunktion durch eine verbindliche 
Streitentscheidung, von der Einbindung von Sachverstand im Gerichtsprozess und 
schließlich von den Zulässigkeitsvoraussetzungen, insbesondere dem Zugang zu 
Gerichten, also der Klagebefugnis bzw. -berechtigung. Insgesamt war das Ziel, 
einen verwaltungsgerichtlichen Rechtsstreit möglichst realitätsgetreu nachzubilden 
und auch rechtlich sauber umzusetzen. Dabei haben wir jedoch, um Komplexität 
und Anspruch auf ein handhabbares Maß zu reduzieren, von gewissen Festlegungen 
und Auslassungen Gebrauch gemacht (z.B. bzgl. Vorverfahren gemäß § 80 Abs. 2 
S. 1 Nr. 4 lit. b Niedersächsisches Justizgesetz (NJG) und Eilrechtsschutz aufgrund 
von § 63 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) i.V.m. § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)). 

Bürger*innenbeteiligung bei der Klimawende 

Büger*innenbeteiligung bei der Klimawende prägte als Schwerpunkt unseres Pro-
jektes die weitere thematische Ausrichtung der Simulation selbst, aber auch der vor-
bereitenden Veranstaltungsteile. Insbesondere im Kontext der Energiewende gab 
es kurz vor unserem Projektstart und noch während des Projektes zahlreiche ge-
setzliche Neuregelungen (insb. die sog. Oster- und Sommerpakete 2022), die wir 
aufgreifen und mit der Unterstützung von Expert*innen gemeinsam mit den Teil-
nehmer*innen einordnen konnten. Auch darüber hinaus bot die Thematik der Kli-
mawende Raum für Debatten zu grundsätzlichen Fragen nach dem Verhältnis zwi-
schen dem Ausbau erneuerbarer Energien und Artenschutz sowie zu individuellen 
Lasten, die mit der Klimawende einhergehen. Für unsere Gerichtssimulation wähl-
ten wir Klagen gegen die Genehmigung einer Windenergieanlage. Diese sollten ei-
nen Eindruck von den vielfältigen Interessen vermitteln, die für und gegen konkrete 
Klimaschutzprojekte vorgebracht werden können und in einen angemessenen Aus-
gleich zu bringen sind. 

Außerdem beleuchteten wir gemeinsam mit Expert*innen, welche Beteiligungs-
möglichkeiten für Bürger*innen bereits gesetzlich vorgesehen sind und wie diese 
ausgestaltet sind. Neben dem Instrument der Öffentlichkeitsbeteiligung in Geneh-
migungsverfahren wurden etwa finanzielle Beteiligungsmöglichkeiten von Bür-
ger*innen und Kommunen an Windparks vorgestellt (s. hierzu den Beitrag von Fie-
sel in diesem Band, S. 121 ff.). In der simulierten Gerichtsverhandlung ging es zwar 
nicht unmittelbar um Instrumente der Bürger*innenbeteiligung im engeren Sinne. 
Ausgangspunkt waren vielmehr private und öffentliche Interessen, die nach Auf-
fassung der Kläger*innen bei der Erteilung der angegriffenen Genehmigung von 
der Behörde nicht ausreichend berücksichtigt worden waren. Der Elefant der Bür-
ger*innenbeteiligung stand aber gewissermaßen mit im Raum. Denn eine Zielrich-
tung der Bürger*innenbeteiligung ist es, Konflikte zu entschärfen, Akzeptanz zu 
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steigern und Gerichtsprozesse zu vermeiden. Die Interessen, die im Gerichtslabor 
der Juristischen Fakultät der Universität Göttingen aufeinanderprallten, hätten 
ebenso gut in einem Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung vorgebracht werden 
können. Dem Wunsch nach einem stärkeren Interessenausgleich, den die Teilneh-
mer*innen unseres Projektes im Anschluss an den konkreten Streitfall deutlich äu-
ßerten, können Gerichte dabei am wenigsten nachkommen (s. hierzu auch den Bei-
trag von Nusser in diesem Band, S. 109 ff.). Mehr Spielräume haben insoweit die 
Exekutive und vor allem der Gesetzgeber. 

Der Fall 

Im Mittelpunkt des fiktiven Falles stand die geplante Errichtung einer Windener-
gieanlage im Göttinger Umland. Drei Parteien hatten aus unterschiedlichen Grün-
den gegen die vom Landkreis Göttingen erteilte immissionsschutzrechtliche Ge-
nehmigung geklagt. Bei derartigen Streitigkeiten ist das Niedersächsische Oberver-
waltungsgericht in erster Instanz zuständig, § 48 Abs. 1 Nr. 3a VwGO, § 74 NJG. 
Aufgrund einer Verbindung der drei Verfahren (§ 93 VwGO) wurden diese gemein-
sam mündlich verhandelt. 

Erstens klagte ein Vogelschutzverein als eine gem. § 3 Umwelt-Rechtsbehelfs-
gesetz (UmwRG) anerkannte Naturschutzvereinigung aufgrund der Entdeckung 
zweier Schwarzstorch-Paare im Umkreis des geplanten Standortes der Windener-
gieanlage. In rechtlicher Hinsicht drehte sich die Diskussion um die am 29.7.2022 
in Kraft getretene Neuregelung des § 45b Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). 
Die Fallunterlagen gaben vor, dass diese Regelung trotz Übergangsfristen auf den 
Fall angewendet werden sollte. Der Schwarzstorch gehört nicht zu den 15 vom Ge-
setzgeber in der Anlage 1 Abschnitt 1 zu § 45b BNatSchG aufgelisteten kollisions-
gefährdeten Brutvogelarten. Daher stellte sich die Frage, welche Folgen die Neure-
gelung für andere – möglicherweise dennoch kollisionsgefährdete – Vogelarten hat. 
Aus Sicht der Immissionsschutzbehörde bestand keine Verpflichtung mehr zu einer 
Signifikanzprüfung im Einzelfall, wie sie sich bis zur Neuregelung generell aus § 44 
Abs. 5 S. 2 Nr. 1 BNatSchG ergab. Rein vorsorglich hatte das Gericht jedoch be-
reits ein Sachverständigengutachten dazu eingeholt, ob die Windenergieanlage das 
Tötungs- und Verletzungsrisiko für die Schwarzstorch-Paare signifikant erhöhen 
würde. Dieses Gutachten war durch die Teilnehmer*innen einzuordnen. 

Die zweite Klage erhob eine Anwohnerin. Sie befürchtete, dass durch den 
Schattenwurf der Windenergieanlage ihre auf Haus und Scheune errichteten Pho-
tovoltaik-Anlagen in der Stromerzeugung beeinträchtigt würden. Zur Lösung dieses 
Streitpunktes beschäftigten sich die Teilnehmer*innen zum einen mit den von den 
Gerichten als Faustformel entwickelten Beschattungs-Grenzwerten, abgeleitet aus 
den WKA-Schattenwurf-Hinweisen der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft 
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Immissionsschutz.2 Zum anderen mussten sie bereits mit dem Genehmigungsbe-
scheid erteilte Auflagen bewerten, u.a. zum Einbau einer Abschalteinrichtung. Es 
galt, den Unterschied zwischen Wohn- und anderer Bebauung zu erkennen und zu 
beurteilen, inwieweit wirtschaftliche Interessen an der privaten Stromgewinnung 
durch Photovoltaik ebenfalls schutzwürdig sein können. Außerdem mussten sich 
die Teilnehmer*innen mit dem neuen § 2 Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG 
2023) auseinandersetzen. Dieser gibt vor, dass die Errichtung und der Betrieb von 
Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien im überragenden 
öffentlichen Interesse liegen und die erneuerbaren Energien als vorrangiger Belang 
in Schutzgüterabwägungen eingebracht werden sollen. 

Drittens wandte sich der Trägerverein einer unter Denkmalschutz stehenden 
Burg gegen die erteilte Genehmigung. Im Rahmen dieser Klage stellte sich zum 
einen die Frage nach der Klagebefugnis eines privaten Eigentümers, der sich gegen 
eine Beschränkung des im öffentlichen Interesse stehenden Denkmalschutzes rich-
tet. Zum anderen betraf die Argumentation beider Seiten die denkmalschutzrecht-
lichen Regelungen zur Beeinträchtigung des Erscheinungsbildes von Baudenkmä-
lern. Insbesondere war die Ausnahmeregelung des § 7 Abs. 2 S. 1 Nr. 3, S. 2 Nie-
dersächsisches Denkmalschutzgesetz (DSchG Nds.) auszulegen. Zudem musste 
auch hier die Neuregelung des § 2 EEG 2023 eingeordnet werden.  

Die Vorbereitung auf die Gerichtssimulation 

Vor dem eigentlichen Termin der Gerichtssimulation im März 2023 fanden zwei 
weitere Veranstaltungen (Dezember 2022 und Januar 2023) zur Vermittlung von 
Inhalten und Kompetenzen für den Moot Court statt. 

Inhaltliche Konzeption 

Inhaltlich zielten wir in diesen Einheiten auf drei unterschiedliche Bereiche: Erstens 
galt unser Augenmerk dem strukturellen rechtlichen Rahmen, in den ein Gerichts-
verfahren eingebettet ist. Ausgehend vom abstrakten Grundsatz der Gewaltentei-
lung näherten wir uns insbesondere der Funktion der Rechtsprechung in Abgren-
zung zu den anderen Staatsgewalten an. Dabei legten wir einen Schwerpunkt auf 
die Rolle der Gerichte beim Klimaschutz. Besonders gewinnbringend waren inso-
weit die Perspektiven eingeladener Expert*innen: einerseits von Lisa Göldner von 
Greenpeace zu Klimaklagen im engeren und weiteren Sinne und zur Rolle von Um-
weltverbänden sowie andererseits von Verwaltungsrichter Dr. Julian Nusser, der am 
Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg Streitigkeiten über Windenergieanla-
gen entscheidet (s. seinen Beitrag in diesem Band, S. 109 ff.). Die Teilnehmer*innen 

 
2 Hinweise zur Ermittlung und Beurteilung der optischen Immissionen von Windkraftanlagen, 
Stand: 23.1.2020, abrufbar unter: https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/wka_schatten-
wurfhinweise_stand_23_1588595757.01 (zuletzt abgerufen am 28.7.2023). 

https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/wka_schattenwurfhinweise_stand_23_1588595757.01
https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/wka_schattenwurfhinweise_stand_23_1588595757.01
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lernten die unterschiedlichen Akteur*innen eines Gerichtsverfahrens und ihre Rol-
len kennen. Außerdem ging es um sog. Zulässigkeitsvoraussetzungen einer verwal-
tungsrechtlichen Anfechtungsklage, die vorliegen müssen, damit das Gericht über-
haupt in der Sache entscheidet. Der Fokus lag hier auf der Klageberechtigung von 
Individualkläger*innen und Umweltverbänden. 

Zweitens vermittelten wir mit Blick auf die Inhalte des im Moot Court zu ent-
scheidenden Falles fachrechtsspezifische Kenntnisse. Wir behandelten insbeson-
dere die rechtlichen Grundlagen einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung, 
den Ablauf des Genehmigungsverfahrens – unter Hervorhebung der Öffentlich-
keitsbeteiligung –, die Genehmigungsfähigkeit im konkreten Einzelfall sowie die 
Erteilung von Auflagen. Auch die fachspezifischen Themen profitierten besonders 
von der Expertise unserer externen Referenten. Olaf Fiesel vom Ministerium für 
Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit in Mecklenburg-Vorpommern 
stellte den Teilnehmer*innen Ansätze zur Verbesserung der Akzeptanz beim Wind-
energieausbau durch gesetzliche Regelungen am Beispiel des Gemeinden- und Be-
teiligungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern vor (s. dazu seinen Beitrag in diesem 
Band, S. 121 ff.). Frederik Eggers vom NABU Niedersachsen ordnete die Neure-
gelungen zum Artenschutzrecht beim Windenergieausbau aus Sicht eines Natur-
schutzverbandes ein (s. dazu seinen Beitrag in diesem Band, S. 115 ff.).  

Drittens ging es uns darum, die Teilnehmer*innen mit dem juristischen Hand-
werkszeug vertraut zu machen und dadurch auf die Fallbearbeitung in dem simu-
lierten Gerichtsverfahren vorzubereiten. Im Zentrum stand dabei die Erläuterung 
und praktische Anwendung der juristischen Auslegungsmethoden nach Wortlaut, 
Systematik, Historie sowie Sinn und Zweck. Wir führten die Teilnehmer*innen in 
die übliche Zitierweise gesetzlicher Vorschriften ein und stellten ihnen die in Ge-
setzen übliche Verweisungstechnik vor. Außerdem lernten die Teilnehmer*innen 
verschiedene Rechterkenntnisquellen kennen: Wir sprachen über die Bedeutung 
von Gerichtsverfahren für ähnlich gelagerte Streitfälle, über Gesetzeskommentare 
und Veröffentlichungen von Wissenschaftler*innen.  

Insbesondere die Vorbereitung im dritten, aber auch im zweiten Bereich unter-
schied sich seiner Natur nach von derjenigen der vorausgegangenen Simulation zur 
Rechtsetzung im EU-Ministerrat. Prägend für die Gerichtssimulation war der recht-
liche Rahmen, der für die Gerichtsentscheidung abgesteckt werden musste, wäh-
rend in der Rats-Simulation neben der Einführung in die Thematik der Lastentei-
lungsverordnung der Gesichtspunkt politischer Verhandlungen im Vordergrund 
stand. 

Methodik 

In methodischer Hinsicht setzte das Team auf eine Vielzahl unterschiedlicher For-
mate. Neben Fachvorträgen von Expert*innen mit anschließender Diskussion und 
einer Podiumsdiskussion gab es Raum für den Austausch in kleineren Gruppen. Bei 
der interaktiven Arbeit an Stellwänden gaben wir ebenso wie externe Expert*innen 
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kurze Inputs, woraufhin Fragen gestellt und konkrete Diskussionspunkte (spiele-
risch) vertieft werden konnten. Mit kleinen Übungsfällen und einer Aufgabe, bei 
der Stichworte Ausschnitten aus Gesetzestexten zugeordnet werden mussten, wur-
den die Umsetzung der erlernten Auslegungsmethoden, das Lesen und Verstehen 
von Normen und die juristische Abwägung trainiert.  

Die Gerichtssimulation 

Die Einführung in den konkreten Fall, die Vorbereitung der Gruppen der verschie-
denen Akteur*innen sowie die Verhandlung selbst fanden an zwei aufeinanderfol-
genden Tagen statt. Um alle Teilnehmer*innen möglichst interaktiv in das Format 
einbeziehen zu können, wurde der Grundfall in die drei dargestellten, voneinander 
unabhängigen Streitpunkte untergliedert. Auf diese Weise konnte die Gruppe von 
rund 25 Personen auf neun Kleingruppen mit je zwei bis drei Personen aufgeteilt 
werden. Für jeden Streitpunkt wurden die Rollen der Kläger*in (und Rechtsan-
wält*innen), der beklagten Genehmigungsbehörde und der beigeladenen Betreibe-
rin der Windenergieanlage (und Rechtsanwält*innen) sowie der Richter*innen be-
setzt. Die zugrunde liegende Idee war, dass so jedes Teammitglied auch selbst in 
der Verhandlung zu Wort kommen könnte. Zugleich sollte keine*r der Teilneh-
mer*innen allein einen Streitpunkt bearbeiten müssen. Vielmehr wollten wir den 
Austausch im Team fördern (zum motivationssteigernden Aspekt bei Teamarbeit 
im Rahmen der Moot Court-Vorbereitung s. Griebel/Sabanogullari (2011), S. 21).  

Bei Moot Courts im Rahmen der universitären Ausbildung schlüpfen die Teil-
nehmer*innen hingegen regelmäßig allein in die Rollen der Parteien. Als Richter*in-
nen fungieren in solchen fiktiven Verfahren Professor*innen, Nachwuchswissen-
schaftler*innen und Praktiker*innen (vielfach auch Berufsrichter*innen). Dass wir 
dies bei unserer Gerichtssimulation anders handhabten und unseren Teilneh-
mer*innen lediglich einen Berufsrichter an die Seite stellten, hat mehrere Gründe. 
Ganz praktisch sprach dafür, dass es so mehr Rollen zu besetzen gab, ohne dass 
der Fall mit ein oder zwei weiteren Streitpunkten noch komplexer geworden wäre 
und die eigentliche Simulation länger gedauert hätte. Zudem stand in unserem Pro-
jekt nicht der bei Moot Courts durchaus starke Wettbewerbseffekt im Mittelpunkt. 
Vielmehr ging es um die gemeinsame Erfahrung einer simulierten Gerichtsverhand-
lung; der Teamgedanke war mithin prägend. Zuletzt war maßgeblich, dass die Si-
mulation den Teilnehmer*innen auch die Arbeitsweise von Gerichten, also Rich-
ter*innen selbst, näherbringen sollte. Jura-Studierende nehmen dagegen im Studium 
vorrangig die Perspektive von Richter*innen ein, wenn sie Übungsfälle lösen. 
Durch Moot Courts sollen sie lernen, auch einmal Parteiinteressen argumentativ zu 
vertreten. Die Teilnehmer*innen der Gerichtssimulation unseres Projektes brach-
ten diese Vorerfahrung nicht mit. Daher war es uns besonders wichtig, dass ein Teil 
der Teilnehmer*innen auch die Perspektive von Richter*innen kennenlernte. 
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Durch die Schaffung dreier voneinander unabhängiger Streitpunkte sollte zu-
dem gewährleistet werden, dass die jeweils zu bearbeitende rechtliche Fragestellung 
ausreichend eng umgrenzt war. Auf diese Weise sollte ausreichend Zeit bleiben, um 
die rechtlichen Argumente zu erkennen, zu durchdenken und ihre Präsentation vor-
zubereiten. Essenziell für die Vorbereitung der Verhandlung waren die ausgeteilten 
Fallunterlagen. Neben dem Sachverhalt und der Umgebungskarte, die für alle ein-
heitlich waren, erhielt jedes Team eine individuelle Akte mit einem Umfang von 10-
15 Seiten. Diese Akte enthielt zusätzliche Informationen zum Sachverhalt, eine 
kurze Erklärung der rechtlichen Grundlagen des jeweiligen Streitpunktes sowie eine 
Übersicht mit allen für den Streitpunkt relevanten Normtexten. Darüber hinaus 
hatte der*die (fiktive) Prozessvertreter*in bzw. der*die Berichterstatter*in bereits 
einige „Rechercheergebnisse“ zusammengetragen, wie Ausschnitte aus Gerichts-
entscheidungen, Gesetzgebungsmaterialien und Aufsätzen. Diese Unterlagen soll-
ten sicherstellen, dass die Teilnehmer*innen nah an dem tatsächlichen rechtlichen 
Problem und den hierzu vertretenen Ansichten argumentierten. Außerdem wurden 
gezielt Argumente ausgewählt, für welche die Teilnehmer*innen auf ihre in den vor-
bereitenden Einheiten erworbenen Kenntnisse zur Auslegung von Gesetzen zu-
rückgreifen konnten. Dabei erhielten die Kläger*innen- und Beklagten- bzw. Bei-
geladenen-Teams mit ihrer Akte jeweils nur die für ihre Seite sprechenden Argu-
mente. Die Richter*innen-Teams erhielten die Argumente beider Seiten. 

Zugleich war es bei der Fallkonzeption wichtig, nach „Problembereiche[n] des 
Rechts“ (Griebel/Sabanogullari (2011), S. 33) zu suchen, also nach noch nicht ge-
klärten Rechtsfragen. Beide Parteien sollten rechtlich begründbare und durchaus 
nachvollziehbare Argumente vortragen können. Inspirationsquellen waren hier die 
Diskussionen im Zusammenhang mit gesetzlichen Neuregelungen sowie aktuelle 
gerichtliche Entscheidungen. Die Aktualität der Fragestellungen vermittelte den 
Teilnehmer*innen zudem, tatsächlich gegenwärtig bestehende rechtliche Fragen zu 
verhandeln. 

Wir stellten den Fall zu Beginn der Veranstaltung allen Teilnehmer*innen ge-
meinsam in großer Runde vor. So konnten allgemeine Punkte und das weitere Vor-
gehen genauer erläutert werden sowie Fragen von Interesse für alle Teilnehmer*in-
nen vorab geklärt werden. In die darauffolgende Teamarbeitsphase wurden die Teil-
nehmer*innen mit einer konkreten Aufgabe geschickt. Die Teams, die Parteien des 
Rechtsstreits darstellten, sollten sich mit der Rechtslage zu ihrem Streitpunkt ver-
traut machen und anschließend (rechtliche) Argumente für die eigene Position fin-
den. Die Richter*innen-Teams sollten sich ebenfalls in die Rechtslage einarbeiten 
und zudem überlegen, welche Argumente beide Seiten wohl vortragen würden. Sie 
sollten dazu bereits konkrete Fragen sowie die Durchführung und Leitung der Ver-
handlung vorbereiten. 

Während der etwa dreistündigen Vorbereitungsphase wurden die Teams jeweils 
durch eine*n Jura-Studierende*n unterstützt und beraten. Die Richter*innen-
Teams hatten die Möglichkeit, sich mit dem Verwaltungsrichter Thius Vogel aus-
zutauschen und so mehr über ihre Aufgabe der Verhandlungsleitung zu erfahren. 
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Er unterstützte die Richter*innen-Teams auch während der eigentlichen Verhand-
lung. Für jeden Streitpunkt waren 20 Minuten vorgesehen, wobei die tatsächliche 
Verhandlungszeit dann etwa 30-40 Minuten betrug. Am Ende der simulierten Ver-
handlung verkündeten alle Richter*innen nach vorheriger Beratung gemeinsam ihre 
Entscheidung samt kurzer Begründung: Die drei Klagen wurden abgewiesen. 

Erkenntnisse 

Nach der Gerichtssimulation wurden die Teilnehmer*innen abermals gefragt, ob 
sie der Aussage zustimmten, dass Gesetzestexte für Laien schwer verständlich seien. 
Nunmehr stimmten nur noch 56 % dieser Aussage zu oder eher zu. 

 

 
Abb. 2: Gegenüberstellung der Einschätzung der Teilnehmer*innen zur Verständlichkeit von Gesetzes-
texten vor und nach der Gerichtssimulation 

Ebenso zeigen Äußerungen aus der Reflexionsphase nach der Verhandlung und 
Angaben im Evaluationsbogen, dass den Teilnehmer*innen Gerichtsverfahren all-
gemein und insbesondere im Kontext des Ausbaus erneuerbarer Energien „ver-
ständlicher geworden [sind], weniger kryptisch“. Einige äußerten, es sei „kompli-
zierter als zuvor gedacht“ oder man hätte „nicht erwartet, dass sich Richter*innen 
so stark vorbereiten müssen“. 

Vielfach decken sich diese Erkenntnisse mit Erfahrungen, die Studierende als 
Teilnehmer*innen an Moot Courts machen. Recht werde „plastischer, begreifbarer, 
lebendiger“ – es verliere also seine Abstraktheit, schreiben beispielsweise Griebel 
und Sabanogullari. Den Eindruck, dass in einem Moot Court deutlich werde, inwie-
fern im Recht Räume für unterschiedliche Ergebnisse und „kreative Argumente“ 
bestehen (Griebel/Sabanogullari (2011), S. 19 f.), hatten die Teilnehmer*innen un-
seres Projektes hingegen weniger. Insbesondere die Mehrzahl der Laien-
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Richter*innen war der Auffassung, sie hätten nicht anders entscheiden können – es 
habe gerade kein Spielraum bestanden. Dies deckt sich mit der Perspektive eines 
Berufsrichters (s. den Beitrag von Nusser in diesem Band, S. 109 ff.). Ursache für 
diese gewissermaßen „realitätsnähere“ Wahrnehmung könnte sein, dass es bei (uni-
versitären) Moot Courts weniger auf die zu treffende Entscheidung des Gerichts 
ankommt als auf einen (argumentativ und auch rhetorisch) überzeugenden Auftritt. 
Die Richter*innen entscheiden nicht über den Ausgang des Verfahrens, sondern 
über den Sieg des überzeugenderen Teams. 

Uns hat überrascht, dass es den Teilnehmer*innen, welche die Streitparteien 
vertraten, relativ leicht fiel, ihre Rolle anzunehmen. Beispielsweise argumentierten 
Unterstützer*innen erneuerbarer Energien in der Verhandlung sehr engagiert gegen 
die Errichtung der Windenergieanlage. Nach unserem Eindruck bestand insoweit 
ein Unterschied zur EU-Simulation, bei der es einigen der Teilnehmer*innen schwe-
rer gefallen war, das Ziel des Klimaschutzes (anderen) nationalen Interessen unter-
zuordnen. Hier spielte sicherlich eine Rolle, dass die konkreten Positionen der Ver-
fahrensbeteiligten greifbarer und nachvollziehbarer waren (je nach Abstraktionse-
bene besteht auch ein unterschiedlich starkes Beteiligungsbedürfnis, s. These 16 des 
Impulspapiers, S. 41 f.). Die Teilnehmer*innen waren außerdem ausgesprochen 
motiviert, das Rechtliche des Streitpunktes zu durchdringen und sich eine geeignete 
Argumentationsstrategie zurechtzulegen. Weniger gerechnet hatten wir damit, dass 
es den Richter*innen-Teams wesentlich schwerer fiel, sich nicht schon vor Ver-
handlungsbeginn eine eindeutige Meinung zu bilden und weiterhin offen für die 
Argumente beider Seiten zu bleiben. Rückblickend wäre hier noch eine stärkere Be-
gleitung und Unterstützung der Richter*innen-Teams in der Vorbereitungszeit not-
wendig gewesen. Auch zeigte sich, dass bei den Richter*innen-Teams die Aufgabe 
der Verhandlungsleitung für zusätzliche Anspannung sorgte. 

Nicht vermeiden ließ sich, dass trotz der engen Umgrenzung der Streitpunkte 
in der Vorbesprechung und den fiktiven Aktenauszügen dennoch bewusst ausge-
klammerte und daher nicht entscheidungserhebliche Aspekte in der Verhandlung 
thematisiert wurden. Ein Beispiel dafür war die Frage nach der Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung, die für die streitgegenständliche Windenergiean-
lage ohne Relevanz war. Dies war zum einen dem Umstand geschuldet, dass die 
Laien-Richter*innen die „Lösung“ des Falles und ihre rechtlichen Feinheiten weni-
ger überblicken konnten als Berufs-Richter*innen. Zum anderen verfügten einzelne 
Laien-Richter*innen über Sonderwissen im weiteren Kontext des Falles, das sie irr-
tümlich für relevant hielten. Auf Fragen ohne Aktenbezug konnten die Streitpar-
teien naturgemäß nicht angemessen antworten.  

Erwähnenswert ist im Vergleich zur EU-Simulation die unterschiedliche Wahr-
nehmung von Kompromissen durch die Projektteilnehmer*innen. Während in der 
Simulation der Verhandlungen im EU-Ministerrat der gefundene Kompromiss 
durchaus kritisch bewertet wurde (ungleiche Machtpositionen der Mitgliedstaaten, 
Verwässerung des Klimaschutzziels, Minimallösung statt „bestem“ Ergebnis für 
den Klimaschutz), wünschten sich die Teilnehmer*innen im Gerichtsverfahren 
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einen stärkeren Interessenausgleich (beispielsweise durch finanzielle Kompensation 
für betroffene Anwohner*innen). Bemerkenswert ist dies, weil die Kompromissfin-
dung primäre Aufgabe der Gesetzgebung bzw. Rechtsetzung ist und auf dieser 
Ebene naturgemäß politische Interessen maßgeblich sind. Die Exekutive verfügt 
auf der Durchführungsebene teilweise noch über Spielräume, um gegenläufige 
Rechte und Interessen in einen Ausgleich zu bringen. Die Gerichte als dritte Gewalt 
sind allerdings an das von der Legislative gesetzte Recht gebunden (s. Art. 20 Abs. 3 
GG sowie den Beitrag von Nusser in diesem Band, S. 109 ff.). Außerdem müssen 
sie die Spielräume, die der Gesetzgeber der Exekutive eingeräumt hat, achten. Ein 
Kompromiss kann vor Gericht lediglich über einen Vergleich der Prozessparteien 
realisiert werden. 

Fazit 

Sind Gerichtssimulationen ein geeignetes Mittel, um juristischen Laien Grund-
kenntnisse im Umgang mit Recht und zur juristischen Arbeitsweise zu vermitteln? 
Nach der von uns durchgeführten Gerichtssimulation im Themenfeld des Ausbaus 
erneuerbarer Energien können wir diese Frage bejahen. Die starke Interaktion und 
unmittelbare Anwendung der zuvor vermittelten grundlegenden Kenntnisse auf ei-
nen konkreten Fall ermöglichen spielerisch einen lebensnahen Eindruck vom Recht 
und seiner Anwendung durch Jurist*innen. Unsere konkrete Gerichtssimulation 
veranschaulichte den Teilnehmer*innen darüber hinaus die Bedeutung von Ge-
richtsverfahren für die Energiewende. 

Dass der Fall im Kontrast zur Simulation auf EU-Ebene „vor Ort“ angesiedelt 
war und die greifbare, präsente Thematik der Errichtung einer Windenergieanlage 
aufgriff, dürfte mitursächlich für zwei der vorausgehenden Feststellungen gewesen 
sein. Zum einen dürfte es diese „Nähe“ und damit persönliche Nachvollziehbarkeit 
den Teilnehmer*innen erleichtert haben, sich schnell in ihre Rollen einzufinden – 
auch wenn sie im Widerspruch zur eigenen Einstellung standen. Zum anderen 
dürfte die sehr konkrete Problemstellung das Bedürfnis nach Kompromissen ge-
fördert haben. Die Einzelinteressen – auch die gegen schnellen Klimaschutz gerich-
teten – waren für die Teilnehmer*innen offenbar leichter nachzuvollziehen. 

Mit der Wahl eines aktuellen, dynamischen Rechtsfeldes und dem Anspruch ei-
ner möglichst realitätsnahen Ausgestaltung ging ein erheblicher Vorbereitungsauf-
wand einher (zum Ressourcenbedarf: Griebel/Sabanogullari (2011), S. 25, 82 f.). Je 
nach Zielgruppe und Projektgestaltung lässt sich der Fall durchaus niedrigschwelli-
ger und weniger arbeitsintensiv konzipieren, auch wenn dies auf Kosten der Reali-
tätsnähe geht. So haben wir bereits in einem anderen Projekt eine Gerichtsverhand-
lung mit Schüler*innen der 6.–8. Jahrgangsstufe simuliert, in der es ebenfalls um die 
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Errichtung einer Windenergieanlage ging.3 Auch in einer vereinfachten Form kann 
eine Gerichtssimulation grundsätzlich dazu beitragen, mehr Verständnis für die 
Komplexität rechtlicher Entscheidungen zu schaffen – schon bei Kindern und Ju-
gendlichen. Das Spannungsfeld von Klima- und Artenschutz sowie von Individual- 
und Allgemeininteressen bietet sich hierfür in besonderer Weise an. 
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